
692 der Beilagen zu den ,stenographischen Protokollen des Nationalrates XIß. GP 

5. 3. 1973 

Regierungsvorlage' 

'VERTRAG 
zwischen der Republik österreich und der 
Italienischen Republik über die Ergänzung 
des Europäischen Auslieferungsübereinkom
mens vom 13. Dezember 1957 und die Er-

leichterung seiner Anwendung 

ACCORDO 
tra La Repubblica d' Austria e La Repubblica 
ltaliana aggiuntivo aHa' Convenzione Euro
pea di Estradizione deI 13 dicembre 1957 ed 

inteso a facilitarne l'applicazione 

Der Bund~spräsident der RepubLik österreich Il ~residente Federale della Repubblica d' Austria 
und e 

der Präsident der Italienischen ~epublik, , Il Presidente della Repubblica Italiana 

in dem Wunsch, das Europäische Auslieferungs- animati dal desiderio di completare la Con
übereinkommen vom 13. Dezember 1957 - im venzione Europea di Estradizione del13 dicembre 
folgenden als übereinkommen bezeichnet - im 1957 - in prosieguo chiamata Convenzione -
Verhältnis zwischen den beiden Staaten zu er- nei rapporti tra i due Stati e di facilitare l'ap
gänzen und' die Anwendung der darin enthalte- plicazione dei principi in essa contenuti, hannQ 
nen Grundsätze zu erleichtern, sind überein- convenuto di stipulare un accordo, ed a tal 
gekommen, einen Vertrag zu schließen, und fine hanno nominato 10ro plenipotenziari 
haben zu diesem Zweck zu ihren Bevollmäch-
tigten ernannt: 

Der Bundespräsident der Republik österreich 

Herrn Dr. Rudolf Kirchschläger, 
Bundesminister für Auswärtige Angelegen
heiten 

Il Presidente Federale della Repubblica 
d'Austria 
il Dott. Rudolf Kirchschläger, 
Ministro Federale degli Mari Esteri 

Der Präsident der Italienischen Republik Il Presidente della Repubblica Italiana 
Herrn Senator Giuseppe Medici, il Senatore Giuseppe Medici, 
Minister für Auswärtige Angdegenheiten. Ministro degli Affari Esteri. 

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch I Plenipotenziari dopo essersi scambiati i 
ihrer iI1 guter und gehöriger' Form befundenen rispettivi pieni poteri, trovati in buona e dovuta 
Vollma,chten nachstehende Bestimmungen ver- forma, hannö convenuto quanta segue: 
einbart: 

Artikel I 

(zu Artikel 2 des übereinkommens) 

(1) Die Auslieferung wird auch gewährt, wenn 
noch mehrere Strafen zu vollstrecken sind, von 
denen jede weniger als vier Monate beträgt, 
deren Summe aber ,mindestens vier Monate er
reicht. Diese Bestimm~ng ist auch· auf vor
beugende Maßnahmen anzuwenden. 

(2) Zur Vollstreckung einer Strafe, die auf 
Grund eines in Abwesenheit des Beschuldigten 
durchgeführten Verfahrens rechtskräftig ver-

Art. I 

(aggiuntivo all'art. 2 della Convenzione) 

1. L'estradizione sara concessa, anche nel caso 
che ricorrano piu pene ancora da eseguirsi, 
ciascuna inferiore a mesiquattro, purche il loro 
ammontare complessivo sia almeno di quattro' 
mesi. Tale disposizione si applica anche per le 
misure di sicurezza detentiva. 

2. Ai fini dell'esecuzione di una pena inflitta 
irrevocabilmente in base adun procedimento in 
contumacia, l'estradizione viene concessa soltanto 
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2 692 der Beilagen 

hängt worden ist, wird nur ausgeliefert, wenn 
der Beschuldigte in der Hauptverhandlung durch 
einen Verteidiger vertreten war, der die Rechte 
des abwesenden Beschuldigten gewahrt hat. 

(3) In den Fällen des Artikels 2 Absatz 2 des 
übereinkommens wird die Auslieferung wegen 
Handlungen bewilligt, die in beiden Vertrags
stoaten mit gerichtlicher Strafe bedroht sind. 
\ 

(4) Bei Minderjährigen, die zur Zeit der Tat 
das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet und 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Hoheits
gebiet des ersuchten Staates haben, werden die 
Justizbehörden des ersuchenden Staates prüfen, 
ob die Auslieferung die Entwicklung und Wieder
eingliederung des Minderjährigen gefährden 
würde und daher' unterbleiben soll. Gegebenen
falls werderisich die Justizbehörden der beiden 
Vertragsstaatenüber die erforderlichen Maß
nahmen verständigen; Kommt eine· Einigung 
nicht zustande, so kann. der ersuchte Staat die 
Auslieferung aus diesem Grund nicht verwei
gern. 

Artikel 11 

(zu Artikel 9 des übereinkommens) 

Der ersuchte Staat wird die Auslieferung einer 
Person nicht ablehnen, wenn seine Justizbehörden 
ausgesprochen haben; daß diese Person nur 
wegen fehlender Gerichtsbarkeit nicht verfolgt 
werden kann oder nur aus diesem Grund gegen 
sie kein Strafverfahren eingeleitet oder ein be
reits eingeleitetes' Strafverfahren eingestellt wor-
den ist. . 

Artikel III 

(zu Artikel 10 des übereinkommens) - . 

(1) Eine die Verjährung im ersuchenden Staat 
unterbrechende rifuterliche Handlung unterbricht 
die Verjährung auch im ersuchten Staat, sofern 
eine solche HandlUng ihrer Art . nach geeignet 
ist, die Verjährung. auch nach. dem Recht des er
suchten Staates zu unterbrechen. 

se l'imputato e stato rappresentato nel dibat
timento . da un difensore ehe abbia tutelato i 
diritti dell'imputato eontumaee. 

3. Nei easi previsti dall'art. 2, paragrafo 2, 
della Convenzione, l'estradizione deve essere 
eoneessa quando si tratta di fatti per·' i quali e 
eomminata una sanzione penale in entrambi gli 
Stati eontraenti. 

4. Quando si tratti di minorenni ehe, all'epoea 
del fatto, non abbiano eompiuto i 18 anni ed 
abbiano la loro dimora abituale nel territorio 
dello Stato riehiesto, le Autorid. giudiziarie dello 
Stato riehiedente esamineranno se l'estradizione 
potrebbe reear danno allo sviluppo e<;l al riadat
tamento del minorenne e si debba pertanto 
desisterne. Eventualmente leAutorid. giudiziarie 
dei due Stati eontraente si metteranno d'aeeordo 
sui provvedimenti da adottare. In maneanza di 
aeeordo 10 Stato riehiesto non potra rifiutare 
l'estradizione per tale motivo. 

Art. 11 

(aggiuntivo all'art. 9 della Convenzione) 

Lo Stato riehiesto non neghera l'estradizione 
di una persona diehiarata dalle proprie Autorid 
giudiziarie non punibile solo per difetto di 
giurisdizione, oppure se le Autorid. stesse, 
soltanto per questa ragione, non hanno promos
so un proeedimento nei suoi eonfronti 0 hanno 
sospeso un proeedimento penale gia promosso. 

Art. III 

(aggiuntivo all'art. 10 della Convenzione) 

1. Un atto giudiziario ehe ~terrompe la 
preserizione nello Stato riehiedente, e rieonoseiu
to atto ad interrompere la preserizione nello 
Stato riehiesto, allorquando esso sia eontemplato 
anehe nell'ordinamento di quest'ultimo Stato 
eome fatto idoneo ad interrompere la 
preserizione. 

(2) Eine im ersuchten Staat erlassene Amnestie 2. Ne! easo di una amnis~ia eoneessa nello 
steht der Auslieferun:g nicht entgegen, ,wenn die Stato riehiesto l'estradizione aVr:1 egualmente 
strafbare Handlung der Gerichtsbarkeit dieses luogo, salvo ehe il reato sia soggetto aHa 
Staates nicht unterliegt. , giurisdizione di tale Stato. 

(3) Die Verpflichtung zur Auslieferung wird 3. La maneanza di una querela 0 di una 
durch das Fehlen eines Strafantrages oder einer autorizzazione, qualora esse siano previste 
Ermächtigung, die nach dem Recht des ersuchten daH'ordinamento <;leHo Stato riehiesto, non fa 
Staates erforderlich wären,' nicht berührt. venir meno l'obbligo di eoneedere l'estradizione. 

Artikel IV Art. IV 

(zu Artikel 12 Absatz 1 des übereinkommens) (aggiuntivo all'art, 12, paragrafo 1, della Con
venzione) 

(1) Das Ersuchen um Auslieferung oder um 1. La riehiesta di estradizione e di estradizione 
Durchlieferung wird unbeschadet der Zulässig.- in transito viene presentata, salvo il rieorso aHa 
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692 der Beilagen 3 

keitdes diplomatischen Weges für die Republik 
österreich durch den Bundesminister für Justiz, 
für die Italienische Republik durch den Minister 
für Gnadensachen und Justiz gestellt. Auch der 
sonstige Schriftver kehr zwischen den Vertrags
staaten findet auf diesem Wege statt, soweit das 
übereinkommen oder dieser Vertrag· nichts 
anderes bestimmen. 

(2) Einem Ersuchen um Auslieferung oder 
Durchlieferung zur Vollstreckung sind die Un
terlagen beizufügen, aus denen sich die Voll
streckharkeit des Erkenntnisses ,ergibt. 

Artikel V 

(zu Ar~ikel 14 des übereinkommens) 

(1) Die bedingte Freilassung einer ausgeliefer
ten Person ohne eine i,hre Bewegungsfreiheit ein
schränkende Anordnung steht der endgültigen 
Freilassung gleich. 

(2) Im Sinne des Artikels 14 Absatz 2 des 
übereinkommens sind zum Zweck eines Er
suchens um Zustimmung nach Artikel 14 Ab
satz 1 lit. a des übereinkommens die Verneh
mung der ausgelieferten Person und ihre Vor
führung zur Vernehmung zulässig. Die Verneh
mung muß durch eine Justizbehärde unter Be
achtung der gesetzlichen Vorschriften erfolgen. 
Die ausgelieferte Person muß über die Bedeu
tung und den Zweck der Vernehmung belehrt 
werden. 

(3) Die Vollstreckung von vorbeugenden Maß
nahmen, die auch als Folge nicht auslieferungs
fähiger strafbarer Handlungen verhängt wurden, 
unterliegt nicht den Beschränkungen des Ar
tikels 14 des übereinkommens,' sofern diese 
Maßnahmen. allein schon wegen der strafbaren 
Handlung angeordnet worden wären, derent
wegen eine Auslieferung zulässig ist. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 dieses Artikels und Ar
tikel 14 des übereinkommens finden auch auf 
Personen Anwendung, die auf Ersuchen eines der 
beiden Vertragsstaaten von einem dritten Staat 
durch das Hoheitsgebiet des anderen Vertrags
staates durgeliefert worden sind. 

Artikel VI 

(zu Artikel 15 des übereinkommens) 

(1) Einem Ersuchen um Zustimmung zur Wei
terlieferung an einen dritten Staat sind ein ge
richtliches Protokoll über die Erklärungen der 
ausgelieferten Person und die in Artikel 12 Ab
satz 2 des übereinkommens erwähnten Unter
lagen beizufügen, die dem um Zustimmung er
suchenden Vertragsstaat zugekommen sind. 

(2) Absatz 1 dieses Artikels und Artikel 15 
des übereinkommens finden auch auf Personen 

via diplomatiea, per la Repubbliea d'1\ustri,a dal 
Ministro Federale della Giustizia e per la Repub
bliea Italiana dal Ministro di Grazia e. Giustizia. 
Anche 10 seambio di eorrispondenza in genere 
tra gli Stati eontraenti si svolge per questa via, 
a meno ehe la Convenzione od il presente Ae
eordo dispongano diversamente. 

2. Alla riehiesta di estradizione 0 di estradizio
ne in transito ai fini eseeutivi. sara allegata la 
doeumentazione dalla quale risulta l'eseeutoried. 
della sentenza. . 

Art. V 

(aggiuntivo all'art. 14 della Convenzione) 

1. La liberazione eondizionale dell' estradato, 
non aeeompagnata da un provvedimento 
restrittivo della sua liberd., equivale alla sua 
liberazione definitiva. 

2. Ai sensi deIl'art. 14, paragrafo 2, della Con
venzione, allo seopo di formulare una domanda 
per ottenere il eonsenso di eui all' art. 14, pa
ragrafo 1, lettera a) della Convenzione, sono 
ammessi l'interrogatorio della persona estradata 
ed il suo aeeompagnamento ai fini dell'inter
rogatorio stesso. L'interrogatorio deve esse re 
reso, in tal easo, nel rispetto delle norme di 
legge e davanti ,all'autorid. giudiziaria. La 
persona estradata deve essere edotta sullo seopo 
e sul signifieato dell'interrogatorio. 

3. L'eseeuzione di misure di sieurezza detentive, 
ordinate anehe in seguito a reati per i quali 
l' estradizione non pue, essere eoneessa, non e 
soggetta alle limitazioni stabilite dall'art. 14 della 
Convenzione, se tali misure siano state gia 
ordinate. per i reati per eui l'estradizione e am
missibile. 

4. I paragrafi daIl'1 al 3 deI presente artieolo 
e l'art. 14 della Convenzione si applieano anehe 
alle persone ehe, su riehiesta di uno dei due 
Stati eontraenti, sono state estradate da un terzo 
Stato in transito attraverso il territorio dell'altro 
Stato eontraente. 

Art. VI 

(aggiuntivo all'art. 15 della Convenzione) 

1. Alla riehiesta di eonsenso per la riestradizio
ne ad un terzo Statü, devono essere allegati sia 
il proeesso verbale giudiziario eontenente le 
diehiarazioni dell'estradato, sia i doeumenti 
indieati all'art. 12, paragrafo 2, della Con
venzione, pervenuti allo Stato eontraente ehe 
ehiede il eonsenso. 

2. Il paragrafo 1 del presente artieolo e l'art. 15 
della Convenzione si applieano anehe alle persone 

2 
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4 692 der' Beilagen 

Anwendung, die auf Ersuchen eines der beiden 
Vertragsstaaten von einem dritten Staat durch 
das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates 
durchgeliefert worden sind. 

Artikel VII 

(zu Artikel 16 des übereinkommens) 

(1) Ersuchen um vorläufige Verhaftung kön~ 
nen gestellt werden 

auf österreichischer Seite durch die Gerichte, 
die Staatsanwaltschaften sowie den Bundes~ 
minister für Justiz und den Bundesminister 
für Inneres, 
auf italienischer Seite durch den Minister für 
Gnadensachen und Justiz oder mit dessen 
Ermächtigung durch die Generalprokuraturen 
bei den Appellationsgerichtshöfen. 

(2) Die Angabe der strafbaren Handlung, 
derentwegen um Auslieferung ersucht werden 
wird, hat eine kurze Sachverhaltsdarstellung zu 
umfassen. 

Artikel VIII 

(zu Artikel 17 des übereinkommens) 

Ersuchen einer der beiden Vertragsstaaten und 
ein dritter Staat zugleich um Auslieferung und 
wird dem Ersuchen des dritten Staates der Vor~ 
zug gegeben, so wird der ersuchte Staat dem 
anderen Vertragsstaat zugleich mit der Entschei
dung über das Auslieferungsersuchen mitteilen, 
inwieweit er einer etwaigen Weiterlieferung aus 
dem dritten Staat an den anderen Vertrags~ 
staat zustimmt. 

Artikel IX 

che, su richiesta di uno dei due Stati contraenti, 
sono state estradate da un terzo Stato in transito 
attraverso il territorio dell'altro Stato con~ 
traente. 

Art. VII 

(aggiuntivo all'art. 16 della Convenzione) 

1. Le richieste di arresto provvisorio possono 
essere rivolte: 

da parte austriaca, dai tribunali, dalle 
Procure dello Stato nonche dal Ministro 
Federale della Giustizia e dal Ministro 
Federale dell'Interno, 
da parte italiana, dal Ministro di Grazia e 
Giustizia, 0 su sua autorizzazione, dai 
Procuratori Generali presso le Corti d'Ap
pello. 

2. L'indicazione deI reato, per il quale l'estra
dizione verd. chiesta, deve comprendere una, 
breve esposizione dei fatti. 

Art. VIII 

(aggiuntivo all'art. 17 della Convenzione) 

Se l'estradizione e richiesta, allo stesso tempo, 
da uno dei due Stati contraenti e da un terzo 
Stato, e la preferenza e data aHa richiesta di 
detto terzo Stato, 10 Stato richiesto informed. 
l'altro Stato contraente, nel comunicargli la 
decisione presa sulla domanda di estradizione, in 
quale misura consente ad una eventuale 
riestradizione ddl'estrad:ando dal terzo Stato 
all'altro Stato contraente. 

Art. IX 

(zu Artikel 18, 21 und 24 des übereinkommens) (aggiuntivo agli artt. 18, 21 e 24 della Con
venzione) 

(1) Die übergabe von Personen zwischen den 
beiden Vertragsstaaten zum Zweck der Aus
lieferung oder Durchlieferung erfolgt 

auf dem Eisenbahnweg 
a) durch die österreichischen an die italieni~ 

'schen Behörden in den Bahnhöfen 
Brenner-Brennero und Tarvisio, 

b) durch die italienischen an die österreichi~ 
schen Behörden in den Bahnhöfen Bren
ner-Brennero und Villach; 

auf dem Straßenweg durch die Behörden des 
ersuchten Staates an den Grenzkontrollstel
len Brenner-Brennero und Thörl-Maglern ~
Coccau; 
auf dem Luftweg auf dem vom ersuchten 
Staat bezeichneten Flughafen. 

(2) Bei der übergabe auf dem Eisenbahn~ oder 
Straßen weg erfolgt die Mitteilung fiber Ort und 

1. La consegna di persone tra i due Stati con
traenti, ai fini deH'estradizione 0 dell'estradizione 
in transito d~lle medesime, potra essere effet
tuata: 

per via ferroviaria, 
a) dalle autorid. austriache 

italiane nelle stazioni deI 
nero e di T arvisio; 

b) dalle autorita italiane 
austriache nelle stazioni 
Brennero e ,di Villach; 

alle autorit~ 
Brenner/Bren-

alle autorid. 
del Brenner/ 

per via stradale 0 autostradale, dalle 
autorid. dello Stato richiesto al posto di 
confine dei valichi stradali del Brenner/Bren
nero e di Thörl~Maglern/Coccau. 
per via aerea, all'aeroporto che sara scelto 
dallo'Stato richiesto. 

2. Nei casi di consegna per via ferroviaria 0 

per via stradale, la communicazione del luogo, 
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Zeit der übergabe spätestens 24 Stunden vorher 
im Wege der, zuständigen GrenzkontrollsteIlen 
der beiden Vertragsstaaten. 

(3) Aus den Begleitpapieren müssen der Zweck 
der übergabe und die zuständige Justizbehörde 
de~ ersuchenden Staates hervorgehen. 

(4) Die zu übergebende Person wird von den 
Organen .des ersuchten Staates zum Ort der 
übergabe gebracht. 

(5) Zu diesem Zweck können die Organe ihre 
Uniform und gegebenenfalls ihre Dienstwaffen 
auch im anderen Staat tragen. Sind si~ in Zivil
kleidung, so müssen sie ein sichtbares Dienst
abzeichen tragen. Von der Waffe dürfen sie nur 
im FaHe der Notwehr Gebrauch machen. 

(6) Die Bestimmungen des vorangehenden Ab
satzes gelten auch, wenn sich. die Organe des 
ersuchenden Staates zum Zweck der übernahme 
der zu übergebenden Person an den im er
suchten Staat gelegenen Ort der übergabe be
geben. 

(7) Im Falle des Lufttransportes werden sich die 
Organe ferner an die für das Tragen von Waffen 
an Bord von Luftfahrzeugen bestehenden Vor
sdll:,iften halten. Zu ihrer J.d.entifikation werden 
sie einen Dienstausweis und gegebenenfalls ein 
Dienstabzeichen tragen. Die Kosten des Luft
transportes werden vom ersuchenden Staat ge
tragen. 

Artikel X 

(zu Artikel 19 des übereinkqmmens) 

(1) Artikel 19 Absatz 1 des übereinkommens 
wird auch bei der Vollstreckung einer vorbeugen
den Maßnahme angewendet. 

(2) Im Sinne des Artikels 19 Absatz 2 des 
übereinkommens wird eine Person dem ersu
chenden Staat übergeben, sofern ihre Anwesen
heit im ersuchten Staat nicht zur Durchführung 
bestimmter Prozeßhandlungen in einem' dort 
anhängigen Strafverfahren erforderlich ist. Die 
Person wird nach Durchführung der Prozeß
handlungen im ersuchenden Staat öder auf Ver
langen des ersuchten Staates zurückgestellt. 

(3) Für die Dauer ihres Aufenthaltes im er
suchenden Staat wird die übergebene Person in 
Haft gehalten. Die Zeit der im ersuchenden 
Staat erlittenen Haft wird der Person im er
suchten Staat angerechnet. 

(4) In dem Ersuchen werden die Prozeßhand
lungen, zu deren Durchführung die Person über
geben werden soll, ihrer Art nach bezeichnet. 

della data e dell'~ra della consegna stessa dovra 
essere effettuata con un anticipo di almeno 24 
ore, attraverso i competenti uffici di frontiera 
dei due Stati contraenti. 

3. Dai documenti di accompagnamento devono 
risultare il fine della consegna e l'indicazione 
dell'autorid giudiziaria competente dello Stato 
richiedente. 

4. La persona da consegnare viene accompag
nata al luogo di consegna da agenti dello Stato 
richiesto. 

5. A tal fine gli agent i possono indossare la 
propria uniforme, e, se del caso, portare le 
armi regolamentari anche nel territorio 
dell'altro Stato. Nel caso che indossino abiti 
civili dovranno portare un segno distintivo 
visibile. L'uso delle armi e limitato al caso di 
legittima difesa. 

6. Le disposizioni di cui al paragrafo pre
cedente si applicano altresi nei confronti degli 
agenti dello Stato richiedente che si rechino al 
luogo di consegna nello Stato richiesto per 
prendere in consegna la persona. . 

7. Nel caso di trasferimento per via aerea 
gli agenti, per quanta riguarda il porto delle 
armi a bordo degli aerei si conformeranno 
altresi alle norme ehe regolano tale materia. 
Per quanta riguarda la loro identificazione 
porteranno un documento di identid di ser
vizio ed, ,eventualmente, un segno distintivo. 
Le spese di trasporto sono a carico dello Stato 
richiedente. 

Art. X 

(aggiuntivo all'art. 19 della Convenzione) 

1. L'art. 19, paragrafo 1, deHa Convenzione, 
si applica anche per l'esecuzione di una misura 
di sicurezza detentiva. 

2. Ai sensi dell'art. 19, paragrafo 2, della Con
venzione una persona viene consegnata allo 
Stato richiedente sempre ehe la sua presenza 
nello Stato riehiesto non sia necessaria per il 
compimento di determinati atti processuali in 
un procedimento penale ivi pendente. Dopo il 
compimento degli atti processuali nello Stato 
riehiedente, oppure su domanda dello Stato 
riehiesto, la persona viene riconsegnata. 

3. Durante Ja sua permanenza nello Stato 
richiedente, la persona consegnata e teriuta in 
stato di arresto. I1 periode di arresto sofferto 
nello Stato riehiedente viene detratto dalla pena 
da eseguirsi nello Stato richiesto. 

4. Nella richiesta sara. indicata lanatura degli 
atti processuali per il compimento dei quali la 
persona deve essere consegnata. 
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(5) Jeder Staat trägt die in Anwendung dieses 5. Ogni Stato assumera le spese derivanti nel 
Artikels auf seinem Hoheitsgebiet entstehenden suo territorio dall'applica,zione deI presente 
Kosten. articolo. 

Artikel XI 

(zu Artikel 20 des übereinkommens) 

(1) Wird die Auslieferung bewilligt, so werden 
auch ohne besonderes Ersuchen die Gegenstände, 
die in Artikel 20 des übereinkommens bezeich
net sind oder als Entgelt für solche Gegenstände 
erlangt worden sind, wenn möglich zugleich mit 
der auszuliefernden Person übergeben. 

(2) Der ersuchte Staat gibt dem ersuchenden 
Staat bekannt, welche der in Artikel 20 Ab
satz 1 des übereinkommens bezeichneten Ge
genstände sichergestellt worden sind und ob' die 
auszuliefernde Person mit ihrer unmittelbaren 
Rückgabe an den Geschädigten einverstanden 
ist. Der ersuchende Staat teilt dem ersuchten 
Staat so bald wie möglich mit, ob auf die über
gabe der Gegenstände unter der Bedingung ver
zichtet wird, daß sie gegen Vorweis einer von 
der zuständigen Justizbehörde des ersuchenden 
Staates ausgestellten Bescheinigung der darin als 
geschädigt bezeichneten Person oder deren Be
auftragten ausgehändigt '-'erden. 

(3) Der ersuchende Staat kann von der in Ar
tikel 20 Absatz 4 des übereinkommens vorge
sehenen Rückgabe an den ersuchten Staat ab
sehen, wenn die herausgegebenen Gegenstände 
durch eine im Hoheitsgebiet des ersuchenden 
Staates begangene strafbare Handlung erlangt 
worden sind und im ersuchten Staat keine Rechte 
an ihnen geltend gemacht werden. 

(4) Ein Zollpfandrecht oder eine sonstige ding
liche Haftung nach den Vorschriften des Zoll
oder Steuerrechts wird der ersuchte Staat bei 
einer von einer Justizbehörde angeordneten Aus
folgung von Gegenständen unter Verzicht auf 
deren Rückgabe nicht geltend machen, es sei 
denn, daß der durch die strafbare Handlung ge
schädigte Eigentümer der Gegenstände 4ie Ab
gabe selbst schuldet. 

Artikel XII 

(zu Artikel 21 des übereinkommens) 

(1) Soll eine Person, die von einem dritten 
Staat an einen der beiden Vertragsstaaten ausge~ 
liefert wird, auf dem Luftweg durch das Ho
heitsgebiet des anderen Vertragsstaates ohne 
Zwischenlandung in diesem Staat befördert wer
den, so teilt der ersuchende Staat auch mit, 

a) daß die Person nach den ihm bekannten 
Tatsachen und den vorhandenen Unter
lagen weder die Staatsangehörigkeit des 
Vertragsstaates besitzt, dessen Hoheits
gebiet überflogen werden soll, noch diese 
für sich in Anspruch nimmt, und 

Art. XI 

(aggiuntivo all'art. 20 della Convenzione) 

1. Se l'estradizione viene concessa, gli oggetti 
indicati nell'art. 20 della Convenzione 0 ottenuti 
quale ,compenso per tali oggetti, saranno 
consegnati, anche senza speciale domanda e, 
per quanto possibile, insieme con la persona da 
estradare. 

2. Lo Stato richiesto fa ra conoscere allo Stato 
richiedente quali degli oggetti indicati all'art.20, 
paragrafo 1, della Convenzione sono stati 
sequestrati e se l'estradando consente alla lorD 
restituzione diretta alla persona offesa. Lo Stato 
richiedente informera 10 Stato richiesto al piu 
presto possibile se rinuncia alla consegna degli 
oggetti alla condizione che saranno consegnati 
dietro esibizione di un certificato rilasciato dalla 
competente autorid. giudiziaria dello Stato 
richiedente, alla persona in esso indicata come 

. persona offesa, oppure ad una persona da questa 
autorizzata. 

3. Lo Stato richiedente puo omettere la 
riconsegna, prevista dall'art. 20, paragrafo 4, 
della Convenzione, aUo Stato richiesto se gli 
oggetti consegnati provengono da un reato 
commesso nel territorio di quest'ultimo Stato e 
se nessun diritto su tali oggetti viene fatto 
valere neUo Stato richiesto. 

4. Lo Stato richiesto, all'a:tto della consegna 
di oggetti ordinata dall'autorid. giudiziaria e di 
cui rinuncia alla restituzione, non fara valere 
ne pegno doganale ne altra garanzia reale 
prevista dalle leggi doganali 0 tributarie, 
a meno che il proprietario degli oggetti 
danneggiato dal reato sia debitore personale deI 
tributo. 

Art. XII 

. (aggiuntivo all'art. 21 della Convenzione) 

1. Se una persona che. viene estradata da un 
terzo Stato ad uno dei due Stad contraenti 
deve essere trasportata per via aerea sopra il 
territorio deU'altro Stato senza fare scalo in 
questo Stato, 10 Stato' richiedente comunica 
altresl: 

a) che per quanto risulta dai fatti ad esso 
noti e dalla documentazione esistente, 
la persona non possiede la cittadinanza 
dello Stato contraente il c}li territorio 
verra sorvolato, ne la invoca, e, 
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b) daß die strafbare Handlung, derentwegen 
ausgeliefert wird, weder eine politische, rein 
militärische oder fiskalische strafbare Hand
lung im Sinne der Artikel 3, 4 und 5 des 
übereinkommens noch eine solche iSt, die 
ausschließlich in der Zuwiderhandlung ge
gen Monopolvorschriften oder gegen Vor
schriften über die Ausfuhr, Einfuhr und 
Durchfuhr sowie die Bewirtschaftung von 
Waren besteht. 

(2) Für die Dauer der Durchlieferung hat der 
ersuchte Staat die durchzuliefernde Person in 
Haft zu haten. 

(3) Während der Durchlieferung wird keiner 
der beiden Vertragsstaaten gegen eine von einem 
dritten Staat an den anderen Vertragsstaat aus
zuliefernde Person wegen Handlungen, die vor 
der Durchlieferung begangen wurden, ohne Zu
stimmung dieses Vertragsstaates Strafverfolgungs
maßnahmen oder die Vollstreckung eines Urteils 
anordnen. 

(4) Während der Durthlieferung auf dem Luft
weg kann die Person von Organen eines oder 
beider Vertragsstaaten begleitet werden. Bei einer 
Zwischenlandung auf dem Hoheitsgebiet des er
suchten Staates treffen ausschließlich dessen Be
hörden die erforderlichen Maßnahmen. 

(5) Die in Artikel 21 Absatz 4 des überein
kommens und· in Absatz 1 dieses Artikels vor
gesehenen Mitteilungen sollen nach Möglichkeit 
spätestens fünf Tage vor der beabsichtigten 
Durchlieferung bei dem ersuchten Staat eingehen. 

Artikel XIII 

(zu Artikel 23 des übereinkommens) 

Auslieferungsersuchen und sonstige Schrift
stücke werden in der Sprache des ersuchenden 
Staates abgefaßt. übersetzungen werden nicht 
gefordert. . 

Artikel XIV 

(zu Artikel 31 des übereinkommens) 

Kündigt einer der beiden Vertragsstaaten das 
übereinkommen, so bleibt es zwischen ihnen 
weiterhin, zunächst für zwei Jahre, in Kraft. 
Diese Frist beginnt sechs Monate nach Eingang 
der Notifikation der Kündigung beim General
sekretär des Europarates. Sie gilt stillschweigend 
als für jeweils ein Jahr erstreckt, es sei denn, 
daß einer der beiden Vertragsstaaten dem ande
ren sechs Monate vor dem Ablauf der Frist 
schriftlich im diplomatischen Weg mitteilt, er 
stimme einer weiteren Erstreckung nicht zu. 

b) che il reato, per il quale l'estradizione 
viene effettuata, non e ne un reato poli
tico, 0 un reato meramente militare 0 

fiscale ai sensi degli art. 3, 4 e 5 della 
Convenzione, ne un reato consistente 
esc1usivamente in una infrazione a dis po
SlZlOnl SUl monopoli, l'esportazione, 
l'importazione ed il transito nonche a 
disposizioni concernenti beni soggetti a 
razionamento. 

2. Durante l'estradizione in transito 10 Stato 
richiesto terra l'estradando in stato d'arresto. 

3. Durante l'estradizione in transito, la 
persona da estradare da un terzo Stato ad uno 
dei due Stati contraenti non pot ra essere 
sottoposta nello Stato di transito a procedimento 
penale 0 ad esecuzione di sentenze per fatti 
commessi prima dell'estradizione in transito, 
senza il consenso dell'altro Stato contraente. 

4. Durante l'estradizione in transito per via 
aerea l'estradando pord essere accompagnato da 
agenti di uno 0 di entrambi gli Stati contraenti. 
In caso di scalo nel territorio dello Stato 
richiesto, spetta esc1usivamente . alle Autorid di 
quest'ultimo di prendere le misure necessarie. 

5. Le comunicazioni menzionate all'art. 21, 
paragrafo 4 della Convenzione e nel para
grafo 1 del presente articolo dovranno, per 
quanta possibile, essere fatte pervenire allo Stato 
richiesto non piu tardi di cinque giorni prima 
della prevista estradizione in transito. 

Art. XIII 

(aggiuntivo all'art. 23 della Convenzione) 

Le domande di estradizione egli altri 
documenti saranno redatti nella lingua dello 
Stato richiedente e di essi non si richiede tra
duzione. 

Art. XIV 

(aggiuntivo all'art. 31 della Convenzione) 

Se uno dei due Stati contraenti denuncia la 
Convenzione, quest'ultima rimarra in vigore 
tra di essi per un termine ulteriore di due anni. 
Detto termine iniziera a decorrere dalla fine deI 
sesto mese successivo al deposito della notifica 
della denuncia presso il Segretario Generale del 
Consiglio d'Europa. Esso si intendera tacitamente 
prorogato di anno in anno a meno che uno dei 
due Sat,i contraenti informi l'altro per iscrit
to in via diplomatica, sei mesi prima della 
scadenza deI termine, che non acconsentira ad 
una ulteriore proroga. 
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Artikel XV 

(1) Dieser Vertrag ist zu ratifizieren; die Ra
tifikationsurkun.den sollen '50 bakl wie möglich 
in Rom ausgetauscht werden. 

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach 
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

(3) Dieser Vertrag kann jederzeit schriftlich im 
diplomatischen Weg gekündigt werden; er tritt 
sechs Monate nach der Kündigung außer Kraft. 
Er tritt auch ohne Kündigung in dem Zeitpunkt 
außer Kraft~ in dem das Europäische Ausliefe
rungsübereinkommen im Verhältnis zwischen 
den beiden Vertragsstaaten unwirksam wird. 

ZU URKUND DESSEN haben die Bevoll
mächtigten diesen Vertrag unterschrieben und 
mit Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Wien, am 20. Februar 1973, 
in zwei Urschriften, jede in deutscher und 
italienischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Republik österreich: 

Rudolf Kirchschläger m. p. 

Für die Italienische Republik: 

Giuseppe Medici m. p. 

Art. XV 

1. n presente Accordo sara ratificato; 10 
scambio degli strumenti di ratifica avra luogo 
nel piu breve tempo possibile aRoma. 

2. n presente Accordo entrera in vigore un 
mese dopo l'avvenuto scambio degli strumenti 
di ra tifica. 

3. 11 presente AC,cordo potra essere denunciato 
per iscritto per via diplomatica in qualsiasi 
momento; esso cessera di essere in vigore sei 
mesi dopo l'avvenuta denuncia. Cessera di 
essere in vigore anche senza apposita denuncia 
aHa data in cui la Convenzione Europea di 
Estradizione non avra piu effetto tra i due Stati 
oontraent·i del presente Accordo. 

! 

IN FEDE DI eHE i Plenipotenziari hanno 
sottoscritto il presente Accordo e vi hanno 
apposto i rispettivi sigilli. 

FA TTO a Vienna, i1 20 febbraio 1973 in 
doppio originale, ciascuno in lingua tedesca e 
italiana, i due testi facenti egualmente fede. 

Per la Repubblica d' Austria: 

Rudolf Kirchschläger m. p. 

Per la Repubblica Italiana: 

Giuseppe Medici m. p. 
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Erläuterungen 

I. Allgemeiner Teil 

Das Europäische Auslieferungsübereinkom
men vom 13. Dezember 1957 ist für österreich 
am 19. August 1969 in Kraft getreten (BGBL 
Nr. 320/1969). Es gilt im Verhältnis zwischen 
österreich und folgenden Staaten: Zypern, 
Dänemark, Irland, Italien, Niederlande, Nor
wegen, Schweden, Schweiz, Türkei, Griechen
land, Israel, Liechtenstein und Finnland. Im Ver
hältnis zur BRD wird es voraussichtlich in 
Kürze in Kraft treten. Mit dem Inkrafttreten 
des übereinkommens· im Verhältrus zwischen 
österreich und Italien hat gemäß Artikel 28 
Absatz 1 des übereinkommens der Vertrag 
zwischen österreich und Italien über die Aus
lieferung von Verbrechern vom 6. April 1922, 
BGBL Nr. 278/1934 11, samt dem Zusatz
abkommen vom 26. März 1934, BGBL Nr. 279/ 
1934 11, der die Auslieferung im Verhältnis 
zwischen den heiden Staaten auf bilateraler Basis 
geregelt hatte, seine Wirksamkeit verloren. Es 
ergibt sich daher das Bedürfnis nach dem Ab
schluß eines Zusatzvertrages zwischen österreich 
und Italien - der Abschluß solcher Zusatzver
träge ist in Artikel 28 Absatz 2 des Euro
päischen Auslieferungsübereinkommens vor
gesehen -, um gewisse Vereinfachungen im 
Auslieferungsverkehr zu erzielen und insbeson
dere einen unmittelbaren Geschäftsverkehr 
zwischen dem Bundesministerium für Justiz 
einerseits und dem Ministerium für Gnaden
sachen und Justiz der Republik Italien anderer
seits zu ermöglichen. Es war überdies erforder
lich, unter Bedachtnahme auf die Besonder
heiten der Rechtsordnungen der beiden Staaten 
bestimmte, in dem multilateralen überein
kommen nicht oder nur in den Grundzügen 
behandelte Fragen ergänzend zu regeln und die 
Anwendung einiger Vorbehalte zu dem Euro
päischen Auslieferungsübereinkommen im Ver
hältnis zwischen den beiden Staaten zu präzi
sieren und nach Möglichkeit einzuschränken. 

In Fortsetzung von im März 1972 in Wien 
begonnenen Verhandlungen wurde im Zuge von 

. Delegationsverhandlungen in Rom im No
vember 1972 ein Vertragsentwlirf erstellt und 
am 9. November 1972 paraphiert. 

Folgende Bestimmungen des Vertrages 
werden als verfassungsändernd zu behandeln sein: 

Artikel IX Absätze 1,4,5 und 6 sowie 
Artikel XII Absatz 4. 
Bezüglich der Begründung wird auf den Be

sonderen Teil verwiesen. 
Zur Durchführung des Vertrages bedarf es 

nicht der Erlassung besonderer Bundesgesetze 
(Artikel 50 Absatz 2 Bundes-Verfassungsgesetz). 

ll. Besonderer Teil 

Im einzelnen wurde, in Artikel I die "Kann
Bestimmung" des Artikels 2 Absatz 2 des 
übereinkommens in eine Auslieferungsverpflich
tung umgewandelt und festgelegt, daß zur 
Strafvollstreckung auf Grund eines Abwesen
heitsurteils nur dann ausgeliefert wird, wenn 
der Beschuldigte in der Hauptverhandlung durch 
einen Verteidiger vertreten war, der die Rechte 
des abwesenden Beschuldigten gewahrt hat. Bei 
Minderjährigen, die ihren gewöhnlichen Auf-; 
enthalt im ersuchten Staat haben, soll zunächst 
geprüft werden, ob die Auslieferung die Ent
wicklung und Wiedereingliederung des Minder
jährigen gefährden würde. Durch Artikel III 
Absatz 1 wurde erreicht, daß richterliche Haft
befehle im ersuchenden Staat die Verjährung 
auch im ersuchten Staat unterbrechen, was 
bisher in der Regel nicht der Fall war und in 
der Praxis zur Ablehnung von Auslieferungs
begehren wegen Eintritts der Verjährung ge
führt hat. Artikel 111 Absatz 2 bestimmt, unter 
welchen Voraussetzungen eine im ersuchten Staat 
erlassene Amnestie die Auslieferung unzulässig 
macht, während Artikel III Absatz 3 die Wir
kung der bei Antrags- oder Ermächtigungs
delikten erforderlichen Erklärung des Geschä
digten für die Auslieferung behandelt. In Ar
tikel IV Absatz 1 wird - unbeschadet der 
Zulässigkeit des diplomatischen Weges - im 
Auslieferungsverkehr der Geschäftsweg zwischen 
den beiderseitigen Justizministerien vorgesehen, 
was zu einer wesentlichen Beschleunigung des 
Auslieferungsverfahrensbeitra-gen wird . 

In Artikel V, VI, VII und VIII werden 
Detailfragen zu bereits in dem übereinkommen 
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enthaltenen Bestimmungen betreffend die Spe
zialität der Auslieferung und Durchlieferung, die 
Weiterlieferung und die vorläufige Verhaftung 
geregelt. Die Bestimmung des Artikels VI Ab
satz 1 soll dazu dienen, auch einer ausgelieferten 
und an einen dritten Staat weiterzuliefernden 
Person das rechtliche Gehör vor der Entschei
dung zu gewährleisten. In Artikel IX wurden
erstmals in einem Zusatzvertrag zum Euro
päischen Auslieferungsübereinkommen - die 
Modalitäten der übergabe von Personen zum 
Zweck der Auslieferung oder Durchlieferung auf 
dem Eisenbahnweg, dem Straßenweg und dem 
Luftweg vertraglich geregelt, was vor allem des
halb _ von großer Bedeutung ist, weil dadurch 
die bei einer übergabe von Häftlingen zwangs
läufig erfolgende Tätigkeit von Amtsorganen 
des einen Staates auf dem Hoheitsgebiet des 
anderen Staates auf eine einwandfreie vertrag
liche Grundlage gestellt wurde. Dabei sind die 
Absätze 1, 4, 5 und 6 des Artikels IX verfas
sungsändernd, weil 'Sie Amtshandlungen aus
ländischer Organe in österreich zulassen und 
andererseits Amtshandlungen österreichischer 
Organe im Ausland vorsehen. 

Da in Artikel IX Auslieferung und Durch
lide'rung zusammengefaßt sind, wurden die Be
griffe "ersuchender Staat" und "ersuchter Staat" 
auch für den Fall der Durchlieferung verwendet. 
Aus dem Wortlaut und dem Zusammenhang des 
Artikels IX .geht klar hervor, daß in den Ab
sätzen 1, 4 und 6 im Falle der Durchlieferung 

unter ,,-ersuchender Staat" der übernehmende 
Staat und unter "ersuchter Staat" der über
gebende Staat zu verstehen ist. 

Die Voraussetzungen der im Europäischen 
Auslieferungsübereinkommen nur in den 
Grundzügen geregelten "vorläufigen Ausliefe
rung" einer Person und die Verpflichtung zu 
ihrer Zurückstellung bedurften einer eingehen
deren, einen zu großen Ermessensspielraum der 
beteiligten Behörden ausschließenden Regelung 
(Artikel X). 

Auch die Bestimmungen des überein-
kommens betreffend die Ausfolgung von 
Gegenständen im Zusammenhang mit einer Aus
lieferung wurden ergänzt (Artikel XI). Dabei 
ist in verstärktem Maß darauf Bedacht ge
nommen worden, daß im Zusammenhang mit 
der Ausfolgung von nicht als Beweismittel in 
Betracht kommenden Gegenständen der Ge
schädigte in der zivilrechtlichen Verfolgung 
seiner Ansprüche nicht unnötig benachteiligt 
wird (Artikel XI Absatz 2). 

Artikel XII ergänzt die Regelung der Durch
lieferung (Durchbeförderung) auf dem Luftweg, 
die erleichterten B'edingungen unterlie'gt, wenn 
eine Zwischenlandung nicht vorgesehen ist. Sein 
Absatz 4 ist aus demselben Grund verfassungs
ändernd wie verschiedene Bestimmungen des 
Artikels IX (siehe Erläuterungen zu Artikel IX). 

Artikel XIV und XV enthalten die üblichen 
Schlußbestimmungen. 

692 der Beilagen XIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)10 von 10

www.parlament.gv.at




